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Die preßgewerbliche Berechtigung nach § 3, Al. 5 P. G. 
Von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeicommiſſär in Prag. 


Gegen den Kaufmann W. in der Vorſtadt Z. wurde die ge 
richtliche Anzeige erſtattet, daß er in ſeinem Verkaufsgewölbe Volks⸗ 


Geſetz (S 3, Al. 5 P. G.) zwiſchen k. k. 
Schulbüchern nicht unterſcheidet. 

Es frägt ſich, was da Rechteus iſt? 

Schon dieſe Unſicherheit bei der Handhabung eines ſo rigoros 
abgefaßten Geſetzes, wie es unſer Preßgeſetz iſt, noch mehr aber der 
Umſtand, daß in der letzteren Zeit die Buchhändler über unberechtigte 
Concurrenz, die ihnen Buchbinder, Papierhändler und ſonſtige nach § 3, 
Al. 5 P. G. zum Handel mit Preßerzeuguiſſen gewiſſer Art berech— 
tigte Gewerbsleute bereiten, ſich vielfach beklagen, drängt zur näheren 
Unterſuchung und Präciſirung der Grenzen der Gewerbsberechtigung 
nach § 3, Al. 5 P. G. a; 


anderen 


und 


Schulbüchern 


vu 


T * e * en T een „ „eee. 
dieſer Beziehung dürfte zur Darſtellung das genügen, was in der 
„Fierantie mit Preßerzeugniſſen“ überſchriebenen Abhandlung des 


Dr. Fritz Karminski (Nr. 17 und 18 des Jahrganges 1885 dieſer 
Zeitſchrift) in vollkommen überzeugender Weiſe vorgebracht wurde. 
Daß der gewerbsmäßig, d. h. als ein fortdauernder Nahrungs— 


ſchulbücher verſchleißt, ohne hiezu nach § 3, Al. 5 P. G., beziehungs- zweig betriebene Handel mit Preßerzeugniſſen der im § 3, Al. 5 P. G. 


weiſe nach §8 1 der Inſtruction zum Preßgeſetze berechtigt zu ſein. 

In der Polizeinote wurde ausdrücklich darauf hingewieſen, daß 
der beanzeigte Kaufmann wur zum Handel mit „k. k. Schulbüchern“ 
befugt ſei. W., zur Verantwortung gezogen, gab zu, daß er außer den 
aus dem k. k. Schulbücherverlage herrührenden Volksſchulbüchern auch 
ſolche verkaufe, die aus einem anderen Verlage ſtammen, rechtfertigte 
jedoch ſeine Handlungsweiſe damit, daß er im Grunde des § 3, Al. 5 
P. G. und inhaltlich der ihm nach § 1 Inſtruction zum P. G. ertheilten 
Verkaufslicenz ſich hiezu um ſo mehr berechtigt glaubte, als er ja ſein Geſuch 
um Ertheilung der fraglichen preßgewerblichen Bewilligung in dieſer 
Richtung ſtiliſirte und darin ausdrücklich hervorhob, daß er nicht blos 
„k. k. Schulbücher“ verkaufen wolle, ſondern Schulbücher überhaupt. 
Unter Einem legte er die fragliche Verkaufslicenz dem Gerichte zur Ein- 
ſicht vor und es wurde couſtatirt, daß er nach dem Wortlaute derſelben 
berechtigt erſcheint, in feinem Verſchleißlocale „Schulbücher“ zu ver- 
kaufen. Die um ihre Wohlmeinung befragte k. k. Bezirksbehörde, welche 
die Verkaufslicenz ausgeſtellt hatte, äußerte ſich dahin, daß nach ihrem 
Dafürhalten der Beſchuldigte zum Verkaufe von Schulbüchern ſchlechtweg, 
daher auch zum Verkaufe von anderen, aus dem Verlage des k. k. 
Normalſchulfondes nicht herrührenden Schulbüchern berechtigt iſt. 

Daraufhin wurde über Autrag des öffentlichen Anklägers das 
weitere Verfahren nach S 90 St. P. O. eingeſtellt. 

In einem zweiten Falle wurde über Anzeige der k. k. Polizei⸗ 
direction ein Papierhändler wegen Uebertretung des S 23 P. G. an⸗ 
geklagt, jedoch von dem Gerichte der ihm zur Laſt gelegten Uebertretung 
aus dem Grunde nicht ſchuldig erkaunt, weil er nach dem Inhalte der 
Verkaufslicenz zwar nur zum Verkaufe von „k. k. Schulbüchern“ 
berechtigt erſcheint, gemäß 8 3, Al. 5 P. G. jedoch angenommen 
werden muß, daß er auch andere Schulbücher verkaufen darf, die nicht 
von dem k. k. Schulbücherverlage herausgegeben wurden, indem das 


bezeichneten Gattung im Sinne unſeres Gewerbegeſetzes ein Gewerbe iſt, 
dürfte mit Rückſicht auf den Wortlaut des Art. IV des Kundmachungs— 
patentes zur Gewerbeordnung keinem Zweifel unterliegen. Ebenſo iſt es 


klar, daß dieſes Gewerbe nach § 1 des Gewerbegeſetzes vom 15. März 


1883 (R. G. Bl. Nr. 39) zu den coueeſſionirten Gewerben gehört. 
(Arg. $$ 1, 15 und 24 des Gewerbegeſetzes 1883 und dazu die 
Miniſterialvberordnung vom 17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 148, 
und vom 30. Juni und 14. October 1884, R. G. Bl. Nr. 110 
und 166.) 

Mit Rückſicht auf 8 15, Abſ. 1 des Gewerbegeſetzes müſſen wir 
weiters dieſes conceſſionirte Gewerbe unter die Preßgewerbe zählen. 
(cf. § 21 Gewerbegeſetz.) 

Allerdings iſt die Natur dieſes Preßgewerbes ganz aparter Be— 
ſchaffenheit, jo daß es immerhin den Anſchein hat, als ob dieſe Be- 
rechtigung den Grundſätzen und Beſtimmungen des Gewerbegeſetzes 
nicht unterworfen, ſondern ausſchließlich nur nach den Beſtimmungen 
des Preßgeſetzes zu beurtheilen wäre. 

Doch dem ſei, wie ihm wolle, der Inhalt dieſer Gewerbsberechti— 
gung iſt jedenfalls geſetzlich fixirt und jede Ueberſchreitung des Umfanges 
dieſer Gewerbsbefugniß zieht Strafen nach ſich und zwar in doppelter 
Art: Gewerbs⸗ und Gerichtsſtrafen. 

Der Inhalt des Quaſi-Preßgewerbes wurde ein für alle Mal 
durch das dieſes Preßgewerbe ſchaffende Geſetz (§ 3, Al. 5 des P. G.) 
feſtgeſtellt. Darnach iſt dasſelbe ausschließlich nur auf den Verkauf 
1. von Schulbüchern, 2. Kalendern, 3. Heiligenbildern, 4. Gebeten und 
5. Gebetbüchern beſchränkt (abgefehen von dem Verſchleiße von perio⸗ 
diſchen Druckſchriften). Andere als die genannten Preßerzeugniſſe 
dürfen nicht feilgeboten werden und kann und darf weder die politiſche 
Unterbehörde (reſpective Polizeibehörde), noch eine andere höhere oder 


oberſte Behörde hierin eine Abweichung in der Art eintreten laſſen, 


daß über dieſen gefeßlich als die außerſte Grenze fixirten Umfang der 
Gewerbsberechtigung würde noch weiter gegangen werden, was dann der 
Fall ware, wenn ſolchen Gewerbsleuten im Grunde des $ 3, Al. 5 
P. ©, die Bewilligung zum Verkaufe noch anderer Preßerzeugniſſe, 
beiſpielsweiſe weltlicher Druckbilder, Bilderbücher ꝛc. ertheilt 
ſollte, ſoweit derartige Preßerzengniſſe unter den Begriff einer „Druck⸗ 
ſchrift“ im Sinne des § 4 P. G. und Art. Ul des Kundm. Matentes 
zum allg. St. G. ſubſumirt werden können und müſſen. 

Das Geſetz zieht alſo die äußerſte Grenze, bis wohin die 
fragliche Gewerbsbefuguiß reichen köune. Allein innerhalb dieſer ge— 
ſetzlich fixirten Schranke iſt es dem Ermeſſen der Behörde auheimgeſtellt, 
das Maß dieſer Gewerbsberechtigung mehr oder minder noch zu be— 
ſchränken. 

Ja nach der Juſtruction zum P. G. (§ 1) ſoll das die Regel 
fein! Denn nach jener Vorſchrift ſoll die beh. Bewilligung (die „Verkaufs⸗ 


licenz“) ſtets nach dem vorgeſchriebenen Formular (A) anusgeſtellt 
werden. Es ſind alſo die Druckſchriften, deren Verſchleiß bewilligt 


werden ſoll, einzeln in der Verkaufslicenz zu benennen und iſt bei 
jedem einzelnen Druckwerke 1. der Titel der Druckſchrift, 2. der Name 
des Druckortes, 3. Verleger, 4. Verfaſſer und 5. Herausgeber an⸗ 
zumerfen, ſoweit nämlich dieſe Umſtande auf den Druckſchriften angegeben 
find, was bei einheimiſchen Druckſachen und nur ſolche werden in der 
Regel verkauft) bezüglich der Punkte 1, 2, 3 und 5 nach 8 9 des 
P. G. ſtets der Fall ſein wird. 

Wird die Inſtruction zum P. G. in dieſer Weiſe gehandhabt 
und werden die Verkaufslicenzen nur nach dieſer Inſtruction präciſe 
ausgeſtellt, dann kann ſich wohl niemals der Fall ereignen, daß über 
den Umfaug der Verkaufslicenz oder bezüglich des darin gebrauchten 
Ausdruckes ein Streit oder eine Meinungsverſchiedenheit entjtehen würde. 
Allein in der Praxis geſchieht dies eben nicht immer. Dann iſt aber 
Nachſtehendes feſtzuhalten. 

Deckt 13 der Wortlaut der Verkaufslicenz mit jenem des Geſetzes 
( 3, Al. 5 P. G.), it alſo dieſe Verkaufslicenz ganz allgemein 
gefaßt, 10 in der Jul haber einer ſolchen Conceſſion zum Handel mit 
“u fan deu z 8 N A5 PN c Nmerhneten Gattung 
Perechtigt und es kann nicht behauptet werden, daß er nur gewiſſe 
Druckſchriften der genannten Gattung verſchleißen dürfe, beiſpielsweiſe 
alſo nur beſtimmte Schulbücher oder beſtimmte Kalender ꝛc. 

Dann was ſpeciell den Handel mit Schulbüchern betrifft, ſo bieten 
weder das Preßgeſetz, noch auch die in Geltung beſtehenden Gewerbs— 
vorſchriften eine Handhabe, worauf ſich die Behauptung ſtützen könnte, 
daß unter dem vom Geſetze gebrauchten Ausdrucke „Schulbücher“ nur 
die in einem k. k. Schulbücherverlage herausgegebenen Schulbücher ver 
ſtauden werden können und verſtanden werden müſſen. 

Einer ſolchen reſtrietiven Interpretation widerſpräche 
klare Wortlaut und der natürliche Sinn der geſetzlichen Beſtimmung. 
Auch iſt nicht einzuſehen, warum hier dem vom Geſetze gebrauchten Aus⸗ 
drücke eine abändernde und zwar einſchränkend abändernde Auslegung unter 
legt werden ſoll, da hiezu durchaus kein geſetzlicher Grund vorliegt 
(§§ 6 und 7 a. b. G. B.). Verfolgt man übrigens die Geneſis jener 
Geſetzesbeſtimmung, jo gelangt man ſchließlich zu der Ueberzeugung, daß 
der Ausdruck „Schulbücher“ vielmehr extenſiv interpretirt werden 
ſollte, weun man nämlich ter „Schulbücher“ heutzutage nur die 
„Volksſchulbücher“ gedeutet wiſſen will. Denn der §8 3, Al. 5 P. G. 
it auf die analoge Beſtimmung des § 13 des Buchhäudlerpatentes 
vom 18. März 1806 (Bd. XXVI, Nr. 27 der P. G. S.) zurück⸗ 
zuführen. Nach jener Geſetzesvorſchrift waren aber die Buchbinder, denen 
gegenwärtig die Gewerbsberechtigung nach $ 3, Al. 5 P. G. in der 
Regel ertheilt wird, befugt, nicht blos Normal- ſondern auch Gymnaſial— 
ſchulbücher zu verkaufen. Der blos äußerliche, mit der ratio legis 
in keinem cauſalen Nexus stehende Umſtand, daß der Verlag und die 
Herausgabe der Gymnaſial- und Volksſchulbücher früher ein ausſchließ⸗ 
liches Privilegium des Staates war, ſo daß es andere Schulbücher 
nicht gab, kann uns unmöglich berechtigen, dem vom Geſetze gebrauchten 
Ausdrucke einen anderen Verſtand beizulegen, als welcher aus der 
eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zuſammenhange und 
aus der klaren Abſicht des Geſetzgebers hervorleuchtet (§ 6 a. b. 
G. B.). Wenn alſo das Geſetz gegenwärtig ſich des Ausdruckes „Schul⸗ 
bücher“ ſchtechtweg bedient, früher aber zwiſchen Gymnaſial⸗ und 
Normalſchulbüchern unterſchied, den Verkauf bei der Arten aber den 
Buchbindern geſtattete, fo muß nothwendigerweiſe daraus deducirt 
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dieſe Druckſchriften im k. k. Schulbücherverlage oder 
werden 


der 


werden, daß unter dem geſetzlichen Ausdrucke „Schulbücher“ mindeſtens 
alle ſolche Druckwerke verſtanden werden, welche nach den beſtehenden 
Vorſchriften zum Gebrauche in den Volksſchulen beſtimmt ſind, mögen 
in einem anderen 
Verlage (von Privaten) herausgegeben werden. 

Anders liegt aber die Sache dann, wenn die Verkaufslicenz 
ſtricte nach Vorſchrift des § 1 der Inſtruction zum P. G. ausgeſtellt 
wurde. Dann richtet ſich der Umſang der Gewerbsberechtigung nicht 
nach dem Wortlaute des P. G. 905 3, Al. 5), ſondern nach dem Wort- 
laute der Verkaufslicenz. Arg. § 36 des Gew.⸗Geſetzes vom eu 0 
1883, R. G. Bl. Nr. 39.) Denn die nach §S 3, Al. 5 P. 
(bezw. uach § 1 der Inſtruction) ausgeſtellte Bern Ei 
hier die Stelle der „Conceſſion“ im Sinne des $1 und § 15, Abſ. 1 
des Gew.⸗Geſetzes. Nach S 36 Gew. -Geſetz aber hat als Regel zu 
gelten, daß der Umfang einer gewerblichen Berechtigung nach dem In— 
halte des Gewerbeſcheines oder der enen zu beurtheilen iſt. 

Soweit alſo dem Inhaber des Quaſi-Preßgewerbes nach dem 
Inhalte dieſer Verkaufslicenz, welche hier die „Conceſſion“ im Sinne 
des Gew.⸗Geſetzes ſurrogirt, wicht das Recht ertheilt wird, Schulbücher ꝛc. 
ſchlechtweg zu verkaufen, ſoudern derſelbe nur berechtigt wird, 
beſtimmt angeführte Druckſchriften (z. B. Schulbücher aus dem k. k. 
Schulbücherverlage, namentlich angeführte Kalender 2.) 0 verſchleißen, 
darf derſelbe andere, wenn auch nach § 3, Al. 5 P. G. zum Ver⸗ 
kaufe zuläſſige Druckſchriften nicht feil halten. Jede Contravenienz unter— 
liegt der ſtrafgerichtlichen Ahndung nach $ 23 P. G. 

Hiemit dürfte die Materie, deren Uunterſuchung ich mir in dieſem 
Aufſatze zum Zwecke geſtellt habe, hinlänglich erſchöpft ſein und ich 
erlaube mir nur noch die Meinung auszuſprechen, daß der weitere auf— 
rechte Beſtand des Quaſi-Preßgewerbes, das wir als eine Reminiscenz 
au längſt entſchwundene Zeiten überkommen haben, bei dem heutigen 
Aufſchwunge und der Verbreitung des Buchhändlerweſeus und mit 
Rückſicht auf die heutigen Verkehrsmittel ungerechtfertigt und deshalb 
unhaltbar erſcheint, abgesehen von den Gefahren, welches ein ſolches 
nahezu als Winkelpreßgewerbe ſich präſentirendes Befugniß in ſocial⸗ 
politiſcher Beziehung in fich. eiegt, da die Gefahren des Mißbrauches 
mit Rückſicht auf den Ort und die Perſonen und mit Rückſicht auf die 
Unmöglichkeit einer ſteten und genauen Ueberwachung immerhin ſehr 
groß ſind. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein Dienſt⸗- oder Lohuvertrag ſetzt zu ſeinem Beſtande ein blei⸗ 


bendes, im feſt beſtimmtes Arbeits⸗ 


verhaltniſſ voraus. 
Die gräflich N.ſche Gutsverwaltung in B. hat bei der Bezirks— 
hauptmannſchaft in M. gegen den landwirthſchaftlichen Aushilfsarbeiter 


Vorhinein Dienſt⸗ oder 


Anton J. wegen vorzeitiger Löſung ſeines Dienſtverhältniſſes, indem 
derſelbe, entgegen den Vertragsbeſtimmungen, ohne gehörige Kündigung 


die ihm von der Gutsverwaltung überlaſſene Wohnung verließ, Klage 
geführt. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen des mit Anton J. abgeſchloſſenen 
Vertrages lauteten: 

J. wird als Juwohner in das herrſchaftliche Haus Nr. 12 in B. 
aufgenommen. Die einzelnen Vertragspunkte beſtinmen weiters: 1. Er⸗ 
hält der Inwohner ein Stück Feld, wofür er an jährlichem Pacht 6 fl. 
zu zahlen hat. Die Wohnungsräumlichkeiten werden ihm unentgeltlich 
überlaſſen. Den ganzjährigen Pacht hat er bis Ende Juli jeden Jahres 
zu bezahlen. 2. Demſelben wird erlaubt, im herrſchaftlichen Walde nur 
trockenes Holz unentgeltlich zu nehmen ꝛc. 3. Hat derſelbe die Ver⸗ 
pflichtung, auf Anordnung der Verwaltung der Herrſchaft Taglohnsdienſte 
mit allen feinen arbeitsfähigen Familienmitgliedern, oder allein, je nach— 
dem es angeordnet wird, ohne Widerſpruch, um den feſtgeſetzten Lohn 
zu leiſten. 4. Lohubeſtimmungen. 5. Arbeitsſtunden. 6. Zeigt ih ein 
Juwohner unfolgſam, kann ihm die Wohnung ſofort gekündigt werden. 
7. Will ein Inwohner die Wohnung kündigen, fo hat er eine drei⸗ 
monatliche Kündigungsfriſt und den Kündigungstermin am 30. September 
eines jeden Jahres. 8. Ausbleiben von der Arbeit. 9. Wenn die Wirth⸗ 
ſchaft keine Arbeit hat, ſo iſt ſie nicht verpflichtet, die Inwohner zu 
beſchäftigen. In dieſem Falle können ſie ſich auswärts Arbeit ſuchen, 
haben jedoch auf gegebenes Aviſo wieder bei der Arbeit zu ſein. 10. und 


11. Juſtandhaltung der Wohnung. 12 Recht der Gutsverwaltung, ihre 
Forderungen vom Lohne abzuziehen. 13. Bei einer sun 6 erfolgten 
Kündigung vor dem Jahresſchluſſe wird dem Juwohner Feld und Ge⸗ 
mütſegarten zwar bis zur Abfechſung belaſſen, doch muß er die ganze 
Feldmiethe bezahlen. 14. Arbeitszeit der Frauen. — Der Inwohner 
verzichtet ſchließlich auf jeden Anspruch, der ihm etwa durch das bitrger- 
iche Geſetz gewährleiſtet wird. 
4 Die nn hat unterm 7. April 1886, 3. 8971, 
obige Klage wegen Incompetenz zurückgewieſen, weil ſich das mit J. 
abgeſchloſſene Uebereinkommen rechtlich als ein Beſtandvertrag qualificire. 
Ju dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe der Guts⸗ 
verwaltung wurde die Competenzfrage nicht weiter berührt. Es wurde 
bemerkt, daß in Steiermark und beſonders in der fraglichen Gegend es 
üblich ſei, ſich die zur Landwirthſchaft nöthigen Arbeiter dadurch zu 
ſichern, daß man denſelben freies Quartier und ein Stück Feld gibt; 
auf dieſe Art ſei den Leuten im Winter aus der Noth geholfen und 
ſeien die Arbeitskräfte in der Arbeitszeit ſichergeſtellt. Die Gutsverwaltung 
ſei durch den Dienſtesaustritt des J. ſchwer geſchädigt und bitte daher, 
denſelben zu verhalten, ſofort auf ſeinen Dienſtplatz zurückzukehren. 
Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 4. Juni 1886, 
3. 9233, dem Recurſe keine Folge gegeben, weil ſich das zwiſchen der 
Gutsverwaltung und J. beſtehende, durch das obige Uebereinkommen 
begründete Rechtsverhältniß als ein civilrechtliches darſtelle. — 
Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gutsverwaltung den Miniſterial⸗ 
recurs eingebracht und hat das k. k. Miniſterium des Innern hierüber 
unterm 6. September 1886, ad 3. 14.163, nachſtehend eutſchieden: 
„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe keine Folge 
zu geben und die angefochtene Entſcheidung zu beſtätigen, da ſich das 
zwiſchen der Gutsverwaltung und Anton J. beſtehende, durch das Ueber⸗ 
einkommen vom 18. November 1885 begründete Rechtsverhältniß nicht 
als ein Dienſt- oder Lohnverhältuiß im Sinne der Miniſterialberordnung 
vom 15. März 1860, R. G. Bl. Nr. 73, darſtellt, indem durch dieſen 
Vertrag keineswegs ein bleibendes, im Vorhinein feſt beſtimmtes Dienſt 
oder Arbeitsverhältniß begründet, ſondern nur die Verpflichtung, ſich 
eventuell über den erſt ſpeciell bekanntzugebenden Willen der Herrſchaft 
zu Arbeiten gegen beſtimmten Lohn verwenden zu laſſen, gleichzeitig 
aber auch ein damit verbundenes, einem Beſtandvertrage gleichkommendes 
Rechtsverhältniß feſtgeſtellt wird.“ 1 


— — 


Benützungsrechtes an einem offentlichen Ge: 


Beſitzſtörung des i 0 
in 5 Zuſtändigkeit der Gerichte. 


waſſer gehört zur 

Die Eheleute A. befinden ſich ſeit vielen Jahren in dem aus— 
ſchließlichen Beſitze des Rechtes, auf der ganzen Parcelle Nr. 448 und 
auf der rechten Hälfte der Parcelle 449 a des Moldaufluſſes, und zwar 
von der Podoler Ueberfuhr ſtromaufwärts bis zum Ende der ſogenannten, 


Doorecer Inſel Eis zu hacken und zu gewinnen; und ſie übten den 


Beſitz dieſes Rechtes auf die Weiſe aus, daß ſie das Recht mit dem 
verpachteten, daß der Pächter auf dem obbenannten Theile des Fluſſes 
Eis zu hacken und es den Fluß hinab zu ſchwemmen oder es längs des 
Ufers aus dem Fluſſe zu ziehen und wegzuführen befugt ſei. Im Jahre 
1869 haben die Eheleute A. ihr ſo beſchaffenes Recht dem B. ver⸗ 
pachtet, welcher auf Grund des abgeſchloſſenen Pachtvertrages das Recht 
des Eishackens bis zum 13. und 14. Jänner 1885 ruhig und unge⸗ 
ſtört ausgeübt hat. An dieſen Tagen ließ aber C. durch eigens dazu 


gedungene Arbeiter auf den bezeichneten Flußparcellen, und zwar in der 


Mitte des Fluſſes in einer Breite von etwa 36 Klaftern und in einer 
Länge von etwa 55 Klaftern Eis in großen Platten hacken und es auf 
dem Waſſer ſchwemmen. In dieſer Handlung erblickten die Eheleute A. 
und der B. eine Störung ihres bisher ruhigen Beſitzes und ſtrengten 
gegen C. und feine Arbeiter die Beſitzſtörungsklage an. 0 

Der Geklagte C. erhob dawider die Einwendung der Unzuſtäudig⸗ 
keit der Gerichtsbehörde, weil, wie aus der Klage erſichtlich iſt, es ſich 
in derſelben um eine augebliche Störung des Beſitzes irgend eines 
Rechtes der Kläger, auf dem Moldaufluſſe Eis zu hacken und zu ge⸗ 
winnen, handelt. 

Dieſe Einwendung wurde von dem erſten Richter als gegründet 
anerkaunt. Denn § 75 des Landesgeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 
1870, L. G. Bl. Nr. 71, beſtimmt, daß alle Angelegenheiten, welche 
ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer beziehen, in 
den Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehören und zwar ohne 
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Unterſchied, ob fie eine Verwaltungsſache oder eine Rechtsſache betreffen. 
Dieſer Grundſatz über den Wirkungskreis der politiſchen Behörden wird 
auch in den Fs 52, 83, 87, 88 und 94 dieſes Geſetzes, welche die 
Fälle normiren, in denen die Competenz des Gerichtes in Waſſerſachen 
ſtattfinden ſoll, eingehalten. Der § 3 des Waſſerrechtsgeſetzes enthält 
aber keine beſondere Beſtimmung über die Competenz und iſt daher an⸗ 
zunehmen, daß auch in den Fällen der Beſitzſtörung in den durch das 
Waſſerrechtsgeſetz normirten Angelegenheiten, die Zuſtändigkeit der po— 
litiſchen Behörden nicht berührt iſt. Im vorliegenden Falle kommt das 
Recht, im öffentlichen Waſſer Eis zu hacken, rückſichtlich die Störung 
des Beſitzes dieſes Rechtes in Betracht. Im Hinblicke darauf und in 
Erwägung, daß bei der unangefochtenen Eigenſchaft des Moldaufluſſes 
als eines öffentlichen Waſſers gemäß der Beſtimmung des § 75 des 
Waſſerrechtsgeſetzes nur die politiſche Behörde zur Eutſcheidung darüber 
berufen iſt, ob den Geklagten das Eishacken auf jenem Theile des 
Moldaufluſſes zuſteht, oder ob dies eine Störung eines klägeriſchen 
Privatrechtes iſt, und in Erwägung, daß die laut $ 15 des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes normirte Benützung des öffentlichen Waſſers im öffentlichen 
Rechte begründet iſt, ein anderer dagegen erhobener Auſpruch als Aus— 
nahme von dieſer gemeinſchaftlichen Benützung angeſehen werden muß 
und wie das Erkenntniß über das öffeukſiche Recht, jo auch das Er: 
kenntuiß über die Ausnahme vom öffentlichen Rechte zur gerichtlichen 
Jurisdiction nicht gehört, — iſt die Competenz der politiſchen Behörden 
in dieſer Sache über allen Zweifel feſtgeſtellt und erſcheint die klägeriſche 
Einwendung, daß das ansſchließliche Recht zur Benützung des in der 
Klage bezeichneten Theiles des Moldaufluſſes rechtsgiltig auerkannt iſt 


und daß es ſich hier um die Störung dieſes rechtsgiltig ſchon anerkannten 


Rechtes handelt, ſowie daß die Judicatur in Betreff dieſes Beſitzes, 
beziehungsweiſe der Störung desſelben einzig und allein den Gerichts— 
behörden zuſteht, als unzutreffend, da — wie ſchon angeführt — das 
Waſſerrechtsgeſetz in Fällen des geſtörten Beſitzes die Competenz der 
politiſchen Behörden nicht ausſchließt. 

Nach Einholung der Wohlmeinung der Statthalterei in Prag be— 
ſtätigte das Oberlandesgericht den erſtrichterlichen Endbeſcheid, behaupten. 
Hab an Marble mud Antiehoifiruo Nan enteignet DI po⸗ 
litiſchen Behörden zuſtändig erſcheinen. Denn nach den vorliegenden 
Aeten nehmen die Gutsbeſitzer Eheleute A. für ſich das ausſchließliche 
Recht der Eisgewiunung auf den angeführten Flußſtrecken in Anſpruch. 

Seitens der mit der Waſſerverwaltung betrauten Adminiſtrativ 
behörden, welchen es nicht ſo ſehr oblag, das bezüglich der bezeichneten 
Flußſtrecken beſtehende rechtliche Nutzungsverhältuiß rechtsförmig zu machen, 
als vielmehr darüber abzuſprechen, ob in dieſen Flußſtrecken die nach 
§ 15 des Waſſerrechtsgeſetzes in der Regel dem Gemeingebrauche ge— 
wahrten Nutzungen gegen den erhobenen Privatauſpruch zu ſchützen ſind, 
iſt dieſer von den Eheleuten A. erhobene Anſpruch laut der Eutſcheidung 
der Statthalterei vom 28. März 1881, 3. 5010, als ein rechtsgiltiger 
den Gemeingebrauch ausſchließender Privatgebrauch anerkaunt worden. 
Nunmehr handelt es ſich um die Frage, ob die Ausübung dieſer pri— 
vaten Waſſernutzung in einem unbeſtritten öffentlichen Gewäſſer durch 
einen Dritten unter Berufung auf den Gemeingebrauch des Waſſers 
(§ 15 W. R. G.) geſtört wurde. Die Frage erſtreckt ſich jedoch auf 
Angelegenheiten, welche im Grunde der Beſtimmungen der SS 15, 75 
und 102 W. R. G. in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden 
fallen, weshalb letztere auch in der vorliegenden Sache zu euntſcheiden 
berufen ſind. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe der Kläger fand jedoch 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Eutſcheidnng vom 12. Mai 1886, 
3. 5712, nach Zulaß des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, 
J. G. S. Nr. 2593, ſtattzugeben, in Abänderung der gleichlautenden 
Entſcheidungen der beiden unteren Inſtanzen die von den Geklagten er— 
hobene Einwendung der Unzuſtändigkeit der Gerichte zu verwerfen und 
dem erſten Richter zu verordnen, deu vorliegenden Beſitzſtörungsſtreit 
mit Abſehen von der gerichtlichen Unzuſtändigkeit in der Sache ſelbſt zu 
erledigen, weil die angefochtenen Enutſcheidungen dem Geſetze nicht ent- 
ſprechen. 

Dem im vorliegenden Falle handelt es ſich um die Störung der 
Kläger im Beſitze des ausſchließlichen Rechtes der Eisgewinnung von 
der Parcelle Nr. 448 und dem rechtsſeitigen Theile der Parcelle 
Nr. 449 a des Moldaufluſſes, welches ausschließliche Nutzungsrecht an Seite 
der klagenden Eheleute A. im Grunde der Erfigung mit der Ent— 
ſcheidung der Statthalterei in Prag vom 28. März 1881, 3. 5010, 
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vom Staudpunkte des Waſſerrechtsgeſetzes auch anerkannt wurde, demnach 
um die Störung eines Rechtsbeſitzes, welcher, wenn er auch 
die Benützung eines unbeſtritten öffentlichen Gewäſſers zum 
Gegen ſtande hat, doch die Natur eines privatrechtlichen Be— 
ſitzes au ſich trägt, daher nach dem zweiten Abſatze des § 3 des 
Reichsgeſetzes vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93, nach den 
Vorſchriſten des allgemeinen bürgerlichen Rechtes zu ſchützen iſt. 

Da ein folder Schutz nach $ 339 a. b. G. B. vom Gerichte 
gefordert werden kann, ſo erſcheinen zur Eutſcheidung des gegenwärtigen 
Beſitzſtörungsſtreites die Gerichte berufen. Die SS 75 und 102 des 
Landesgeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 71, 
finden hier keine Anwendung, weil von der Klagſeite nicht erſt die Au— 
erkennung ihres mit dem Gemeingebrauche collidirenden Benützungs⸗ 
rechtes im Grunde des § 15 des bezogenen Landesgeſetzes, zu deſſen 
Regelung allerdings die politiſchen Behörden berufen wären, in Auſpruch 
genommen, ſondern der Schutz im Beſitze ihres von der politiſchen Be— 
hörde nach Maßgabe des Waſſerrechtsgeſetzes ſchon anerkannten aus⸗ 
ſchließlichen Eisgewinnungsrechtes gegenüber der angeblich von den Ge— 
klagten erfolgten Störung desſelben begehrt wird, ſohin weder eine die 
Benützung eines Gewäſſers betreffende, nach dem Waſſerrechtsgeſetze 
zu regelude Angelegenheit vorliegt, noch die Ausübung des klä— 
geriſchen Nutzungsrechtes in Frage ſteht. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. J. Semeſter. 
Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 

J. Stück. Ausgeg. am 16. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. Landes— 
regierung für Krain vom 23. December 1885, Z. 12.886, betreffend den Preis 
der auf Grund des Geſetzes vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, reſpective 
der Miniſterialverordnuung vom 12. Mai 1885, R. G. Bl. Nr, 69, auszuſtellen⸗ 
den Arbeitsbücher für gewerbliche Hilfsarbeiter. — 2. Kundmachung des k. k. 
Landespraſtocnsaa für Denkır num 7. Känner 1886. 3. 77 Präß, betreffend die 
einſtweilige weitere Einhebung der pro 1885 bewilligten Umlagen zur Bedeckung 
der Abgänge beim Landes-, Grundentlaſtungs- und Normalſchulfonde im 
Jahre 1886. 

II. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. — 3. Kundmachung der k k. Landes- 
regierung für Krain vom 4. Jänner 1886, 3. 13.117 ex 1885, betreffend die 
Feſtſtellung der Militär-Durchzugsgebühr in Krain für die Zeit vom 1. Jänner 
bis letzten December 1886. — 4. Kundmachung der k. k. Landesregierung für 
Kraiu vom 6. Februar 1886, 3. 1568, betreffend die Beibehaltung der 
IV. Altersclaſſe in Krain bei der Stellung im Jahre 1886. 5. Kundmachung 
der k. k. Landesregierung für Krain vom 8. Februar 1886, Z. 1613, betreffend 
die Tage und Orte der Hauptſtellung der Wehrpflichtigen in Krain für das 
Jahr 1886. 

III. Stück. Ausgeg. am 3. Marz. 6. Kundmachung des Landes- 
ausichuffes für das Herzogthum Krain vom 19. Februar 1886, Z. 1384, womit 
die Kundmachung vom 14. November 1883, Z. 7242, L. G. Bl. Nr. 8 ex 1884, 
theilweiſe geändert wird 

IV. Stück. Ausgeg. am 20. März — 7. Kundmachung des k. k. Landes- 
präſidenten in Krain vom 10. Februar 1886, 8. 491 Präſ., womit zum § 2 
des Geſetzes vom 9. März 1885, L. G. Bl. Nr. 12, betreffend die Karſtaufforſtung 
im Herzogthume Krain, die Wahlordnung erlaſſen wird. — 8. Kundmachung 
des Laudesausſchuſſes für das Herzogthum Krain vom 19. Februar 1886, 
Z. 1383, womit die Kundmachung vom 12. December 1869, Z. 4846, L. G. Bl. 
Nr. 2, Jahrgaug 1870, theilweiſe geändert wird. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Botſchafter am k. italieniſchen Hofe Emanuel 
Grafen Ludolf auläßlich deſſen Peuſtonirung die Allerhöchſte Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Dr. Nikolaus Zyblikiewiez von dem Amte 
eines Landmarſchalls im Königreiche Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß- 
herzogthume Krakau unter Bezeugung der Allerhöchſten Anerkennung enthoben 
und an deſſen Stelle den Landtagsabgeordneten Johann Grafen Tarnowski 


ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Ludwig Ritter von Spaun anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens mit Nachſicht der Taxe verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Sectiousrathe des Miniſteriums des Innern 
Johann Ritter von Maldoner anläßlich deſſen Penſiontrung den Titel und 
Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Leiter der Bezirks⸗ 
hauptmaunſchaft in Bochnia Julius von Wazl anläßlich deſſen Penſionirung die 
Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeftät haben dem Oberbaurathe der Statthalterei in Innsbruck 
Ignaz Ritter von Feder anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufrieden- 
heit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſeeretär im Handelsminiſterium 
Dr. Guido Freiherrn von Clauer und dem Seeretär der Seebehörde in Trieſt 
Alexander Freiherrn von Koller den Titel und Charakter von Minifterial- 
ſecretären verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Leopold Morawetz in 
Saybuſch das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. £ 

Seine Majeftät haben dem bei der Seebehörde in Trieſt in Verwendung 
ſtehenden Minifterialfeeretäv im Handelsminiſterium Natalis Ebner von Eben- 
thall das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Sicherheitswache in Wien 
Johann Meixner den Titel und Charakter eines Polizeirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Ottokar Schaller in Linz anläß⸗ 
lich deſſeu Penſionirung das Ritterkreuz des Franz-⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Andreas 
Schubert anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſeeretär Heinrich Freiherrn Conrad von Eybesfeld zum Bezirks— 
hauptmanne und den Miniſterial-Viceſecretär im Miniſterium des Junern Hein- 
rich Pachner von Eggenſtorf zum Statthaltereiſecretär in Niederoſterreich 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Finanzprocuratursſeeretär Dr. 
Johann Rohlena zum definitiven Seeretär bei der Finanzprocuratur in Prag 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Joſeph Kunz zum Steuer⸗ 
Oberinſpector der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergarzt bei der Bergdirection Idria Dr. 
Karl Rauch zum Oberbergarzte ernannt. 


Erledigungen. 


Poſtaſſiſtentenſtelle mit 600 fl. Jahresgehalt und Activitätszulage bei der 
k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection für Oeſterreich unter der Enns, bis Mitte 
December. Amrsor. drr. 864.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Raugsclaſſe, eventuell eine Statt 
halterei-Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im Bereiche der politiſchen 
Verwaltung Dalmatiens, bis Mitte December (Amtsbl. Nr. 264.) 

Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclafſe, bis 20. December. (Amtsbl. 
Nr. 264.) 

Anitsrathsſtelle in Wr.⸗Neuſtadt mit 1400 fl. Gehalt und 300 fl. Ouartier⸗ 
geld, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 265.) 

Bezirksgemeindearztesſtelle in Konjica (Herzegowina) mit 1200 fl. Gehalt 
und 150 fl. Quartiergeld, bis 10. December. (Amtsbl. Nr. 265.) 

Finanzconcipiſtenſtelle bei der k. k. Lottodirection in der zehnten Rangs— 
claſſe, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 266.) 
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